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Nr. 44.

Entfchädigungen bei Dienstreifen während des Krieges-.
Jch bestimme, daß in Abänderung der Ziffer j, lii und Meiner Ordre Voin BU. Juli 1915

»U!Personen des Soldatenftiindeo der Marine bei Dienftreifen während des Krieges die baren
Juslagcn für Quartier und Verpflegung oergiitet werden:

n) bei Reisen inrJnlande bis zu drei Pierteln,
b) bei Reisen außerhalbdesz Reichsgelnets bis zur vollen Höhe der regelmäßigen
Jnland-Tagegeldfätze.

« "

Diese Bestimmung tritt ncit dem 1. Dezember 1916 in Kraft

Große-Z.Za11ptqiiartier-,den Ill. Januar 1917.

Wilhelm. -

-. —- - Jn Vertretung des «Reichskaiizlers.
» ·

,
· «

«»
n. Capxeslle»in den Reichskanzler(«.’)ieceh5-!lIiarine-Amt).«

Berlin, den Isl. Februar 1917.

M]
. VorstehendeAllerhöchfteOrdres bringe sichunter Bezngiinhmesjuiifdie Veröffentlichungimlrlneverordnungsblattfür 1915Seite 246 szur Kenntnis der "kllta«ritie.

«

d11r1 ·

Die zUx Zeit vorliegenden Anträge AUfErhöhungdel« Reifeentfchädigiinqenfinden hier-TJ ihre Erledigung
.

Der Staatssekretärdes PeichskRifarinkAmts,cl- -

.""«·2«083-
V-:-«C..ap.e.lle.s- -,i
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Nr. 45.

Bekatmtmachung, betreffend Bestimmungen zursAussührungdes Gesetzes über den

oaterländischen Hilfsdienst. Vom 30. Januar 1917.

Der Bundesrat hat auf Grund des § 19 des Gesetze-J iiber den vaterländischenHilfsdienst vom

Z. Dezember 1916 (Reichs-Gesetzbl.S. III-Pis) mit Zustimmung des vom Reichstag gewählten
Ausschusses folgende Verordnung erlassen:

1.

Wird das Beschäftigtmgsverhältniseines Hilfsdienstpstiiljtigen durch den Arbeitgeber oder

mit seiner Zustimmung aufgelöst,so hat dieser dem Hilfsdienstpslichtigenhierübereine Bescheinigung
(Abkehrschein)auszustellen.

BL.

Erhebt ein Hilfsdienftpflichtiger,dem der Abkehrscheinverweigert wird, nicht Beschwerde
gemäs; IS Abf. 2 des Gesetzes bei dem Ausschuß,so kann er von diesem trotzdem eine schriftliche
Auskunft darüber verlangen, ob der Betrieb seines bisherigen Arbeitgebers oder die Organisation,
bei welcher er bisher beschäftigtwar, eine der im § 2 des GesetzesbezeichnetenStellen ist. Die

kunft erteilt der Vorsitzende des Ausschusses, sofern er nicht hiermit eine andere Stelle betraut hat.
Jst die Auskunft erteilt, daß der Betrieb des bisherigen Arbeitgebers oder die Organisation.

bei welcher der Hilfsdienstpftichtigezuletztbeschäftigtwar, eine der im § 2 des Gesetzesbezeichneten
Stellen nicht ist, so darf der Hilfsdienstpflichtige in Beschäftigung genommen werden.

Durch die Auskunft wird der Entscheidung nach § 4 Abs. 2 und § G des Gesetzes
nicht vorgegriffen. «

Abschrift der Auskunft ist dem bisherigen Arbeitgeber und der zuständigen Kriege-;
amtsftelle zu übersenden.

§ :;3.

Jeder Arbeitgeber, der sich weigert, den von dem Hilfsdienftpflichtigen beantragten Ab-

kehrschein (§ l) auszustellen, ist verpflichtet, den Hilfsdienstpflichtigen zu Arbeitsbedingungen, die

mindestens nicht ungünstigerals die bisherigen sind, iveiterzubeschäftigen

§ 4.

Der Hilfsdienftpflichtige,der von der Beschwerde nach §9 Abs. 2 des Gesetzes Gebrauch

macht, hat das Beschäftigungsverhältnisbis zur Entscheidungüber seine Beschwerde fortzusetzen,
es sei denn, daß ihm die Fortsetzung nach den Umständendes Falles nicht zugemutet werden kann.

Hierüber entscheidet nuf Anruf durch den Arbeitgeber oder Arbeitnehmer der Vorsitzende dest-

Ausschusses
’

Aus dem AbkehrscheinemüssenName oder Firma des Arbeitgebers oder der Organisation
sowie Ort, Strasze und Hausnummer der Beschäftigungsstelle,wo der Hilfsdienstpflichtige zuletzt
tätig war, sowie die Dauer der letzten Beschäftigungersichtlich sein.

Der Abkehrscheinmuß auf einem besonderen, von den Arbeitspapieren des Hilfsdienst-
pflichtigen getrennten Blatte erteilt werden.

Bei Eingebung eines anderen Beschäftigungsverhältnissesbat der neue Arbeitgeber dem

Hilfsdienftpflichtigenden Schein abzunehmen
Die Bestimmungen im Abs. 1 bis 33 gelten auch für die Bescheinigungen nach § 9

Abs. 2 des Gesetzes
§ 6.

Die Bescheinigungen nach §9 des Gesetzes und nach § l dieser Verordnung find
stempelfrei. gleiche gilt für die nach §2 dieser Verordnung erteilten Auskiinfte

§ 7.

Das Verfahren vor der Zentralstelle beim Kriegsamt, vor den nach § 4 Abs. :3, § 7

Abs. 2, §9 Abs,2 des Gesetzesgebildeten Ausschussen und vor den Vorsitzenden dieser Ausschusse
ist gebühren-und stempelfrei.
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§ 8.

Auf die Verpflichtung zur Abgabe«einesZeugnissesoderGutachtens finden im Verfahren
vor den Schlichtungsansschüssendie Vorschriften der ZivilprozefzordnungentsprechendeAnwendung

§9.

,

Der Vorsitzendeder Zentralstelleoder eines Ausschusseskann Zeugen oder Sachver-
ständige,die ohne genügendeEntschuldigung sichnichtodernicht rechtzeitigeinfindenoder die ihre
Aussageuiiberechtigt veriveigern, mit Geldstrafe bis zu einhuiidert »Markbestrafen.

, Ebenso kann er einen Beteiligten bestrafen, der.ohnegenügendeEntschuldigungsichnicht
Pder nicht rechtzeitigzu einer mündlichenVerhandlung einfindet, zu welcher sein persönlichesEr-
scheinen angeordnet ist. » . »· » — » « »

» Auf Einspruch gegen die Festsetzung einer Strafe nach Abf. l, 2 entscheidet die Zentral-
stelle oder der Ausschuß endgültig.

.

mJ , .

Die Zentralstelle und die Ausschussesind»befugt, die Aintsgeriehte uin die eidliche Ver-

nel)1nuiigvvii Zeugen und Sachverständigenzu ersiicheii.
—

§11.

«

Ein Hilfsdienstpslichtiger,der nach EmpfangderbesonderenschriftlichenAufforderung
l§ 7 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes) bei einer der»im«§ des GesetzesbezeichnetenStellen Be-

schäftigungerhält, hat hiervon unverzüglichdem Ausschquvon dem die Aufforderungergangen
Ut, unter Angabe des Arbeitgebers und der Art der.BeschäftigungMitteilungzu machen. Die

Rlchtigkeitdieser Angabe hat der Arbeitgeber durchseine Unterschrift zu bestätigen.
» Unterläßt der Hilfsdienstpslichtigedie Mitteilung, so kann er vom Vorsitzendendes Aus-
schussesmit Geldstrafe bis zu zwanzig Mark bestraft werden, wenn er hieraus in dem Ausforderungs-
escheidehingewiesen ist.

. »

» · · ·

,

.
Dem Aufforderungsbeseheidist ein zur Versendung iiiit der Post geeigneter Vordruck

Vclzufiigemder die Mitteilung der nach Abs . 1 erforderlichen Angaben durch Aussüllungermöglicht.

§ 12.

. Auf die Beitreibung und die Verwendung der nach §§ t) und ll verhäiigtenGeld-
Uxafeiifindet die Vorschrift des § 12 der Bekanntmachung, betreffend Bestimmungenzur Aus-

thrung des Gesetzes über den vaterländischeiiHilfsdieust, vom 21. Dezember 1916 (Reichs-
GesptzblS. 1411) Anwendung

1§ Z.

» »

Den Arbeitgebern und ihren Vertretern ist untersagt, die Arbeiter oder die nach dein

Persirherungsgesetzefür Angestellte versicheriingspslichtigenAngestellten ihres Betriebs in der Aus-
Ubungdes Wahlrechts bei den nach § 11 Abs. 2, 3 des Gesetzes vorzunehmenden Wahlen zu

ZU Arbeiterausschüssenoder den Angestelltenausschüssenoder in der Übernahmeoder Ausübung
St Tätigkeitals Mitglied eines solchenAusschusseszu beschränkenoder sie wegen der Übernahme

Ulcr der Art der Ausübung zu benachteiligen
d

· Arbeitgeber oder ihre Vertreter, die dagegen verstoßen,werden mit Geldstrafe bis zu
reiliundert Mark oder mit Haft bestraft.

1§ .4.

Die Bei-ordnung tritt niit dein Tage der Verkündungin Kraft·

Berlin, den ZU. Januar 1917.

Der Stellvertreter des Reichskanzlers

Dr. Helfferich
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Nr. 46.

Anweisung über das Verfahren bei den auf Grund des Hilfsdienftgefetzes
" ·

gebildeten Ausfchüssen Vom 30. Januar 1917.

Auf Grund des § 10 des Gesetzesüber den vaterländischenHilfsdienst vom I. Dezember 1916

(Reichs-Gesetzbl.S. 1833) wird folgendes bestimmt:

1.EJJJ
Zuständig ist:
1. im Falle des §4. Abs. 2 des Gesetzes der AusschußlFseststellungsaIisschuß),in dessen

Bezirk der Beruf ausgeübt wird oder die Organisation oder der Betrieb oder Zweig-
ftellen derselben ihren Sitz haben;
im Falle des § 7 Abs. 2 des Gesetzes der Ausschuß (Einberufungsausschuß),in
dessen Bezirk der Hilfsdienstpflichtige seinen Wohnsitz hat oder sich aufhält;

Z. im Falle des § 9 Abs. 2 des Gesetzes der Ausschuß(Schlichtungsausschusz),in dessen
Bezirk das Unternehmen liegt, bei dem der Hilfsdienstpflichtigedie der Beschwerde
zugrunde liegende Beschäftigung ausübt oder ausgeübt hat, und, wenn diese Be-

schäftigungan einem Orte außerhalb des Bezirkes stattfindet oder stattgefunden hat,
auch der Ausschuß,in dessen Bezirk dieser Ort liegt.

Kommen Orte außerhalbdes Deutschen Reichs in Frage, so kann der Vorsitzende der

Zentralstelle den zuständigenAusschußbestimmen.

§ 2.

Jst eine Zuständigkeitnach den Vorschriften des § 1 nicht gegeben, so bestimmt der

Vorsitzende der Zentralstelle den zuständigenAusschuß.

Erachtet der Borsitzendedes eingegangenen Ausschusses diesen für unzuständig so hat er

die Sache dem von ihm für zuständigerachteten Ausschußzu überweisen. Hält der Vorsitzende
dieses Ausschusses ihn gleichfalls für unzuständig,so bestimmt der Vorsitzende der Zentralstelle den

zuständigenAusschuß.
§ 4.

Werden mehrere an sich zuständigeAusschüssemit derselben Angelegenheit befaßt, und
wird eine Einigung über die weitere Behandlung unter ihnen nicht erzielt, so bestimmt der Vor-

sitzendeder Zentralstelle den zuständigenAusschuß.

§ ö.

» » «EntscheidungenUnd Anordnungen sind nicht aus dem Grunde unwirksam, weil sie oon

einem örtlichunzuständigenAusschuß ergangen sind.
«

§ ci.

Die Mitglieder der Ausschiisseund der Zentralstellewerden vor der erstmaligen Aus-

übung ihres Amtes vqu Vorsitzenden durchHandschlagzur unparteiischen und gewissenhaften
Führung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit(§ 9 Abs. 1 der Bekanntmachung, betreffend
Bestimmungen zur Ausführung desGesetzes über den vaterländischenHilfsdienst vom 21. De-

zember 1916 — Reichs-Gesetzbl S. 1411 ——s)verpflichtet

§ 7.

Vorsitzende und Mitglieder der Ausschiisse können wegen Besorgnis der Befangenheit
abgelehnt werden, wenn Tatsachen vorliegen, die Mißtrauen gegen ihre Unparteilichkeitrechtfertigen.

Der Antrag ist ohne weiteres zurückzuweisen,wenn er offensichtlichzum Zwecke der Ver-

schleppung gestellt wird.

Andernfalls entscheidet über die Ablehnung der Ausschußnach Anhörungdes Abgelehnten,
der an der Entscheidung nicht teilnimmt Bei Stimmengleichheit ist sein Stellvertreter zuzuziehen
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§

Zustellungcn von Anordnungen nach § 7 Abs. 2 uiidZ des Gesetzesund von Entschei-
dungenerfolgen durch eingeschriebenenBrief oder gegen Behandigungsschein.

§ 9«

Die Zuftellung für einen Unterofsizier oder einen Gemeinen desi-alstioenHeeres oder·.der
aktiven Marine erfolgt an den Chef der zunächstvorgesetztenKommaudobehorde

§ 10.

. Eine außerhalbdes Deutschen Reichs zu bewirkende Zustellung erfolgt durch Vermittlung
des Kriegsanits·

§ 11.

. Zustellungen an Personen, die zu einem mobilenTruppenteil oder zur Besatzung eines
IN Dienst gestellten«Kriegsfahrzeugs gehören,können mittels Ersuchen der vorgesetztenKoinniatido-

behördeerfolgen. »

§ 12.

-
Der Vorsitzende bereitet das Verfahren soweitvor, als »es»erforderlichist, um demAus-

schußoder der Zentralstelle eine schleunige EntscheidungzuermoglichenEr kann Ermittlungen
Jeder Art anstellen, insbesondere amtlicheAuskünftesschriftlicheErklarungenund Sachverständigen-
gutachten einholen; die Vorlegung von GeschäftsbüchernundsonstigenUrkundenanordnen; Be-

te1·ligte,Zeugen und Sachverständigevor den Ausschuß oder die Zentralstelle laden oder durch
erlltchte Behörden uneidlich vernehmenlassen.

» »

sp»

Der Vorsitzendedes Schlichtnngsausschusseshat Beschwerden,abgesehen von denFallen
des § 534 Abs. 2, innerhalb einer Woche nach»Ihrer Anhangigmarhungvor»den Ausschußzu

ringen, wenn nicht vorher eine Verständigungerfolgt oder die Beschwerde zurückgezogenwird.

§ 1:-3.

Hält der Ausschuß oder die Zentralstelle die Sache auf Grund der vorhandenen Unter-

lagen nicht«für spruchreif, so beschließensie, welche der im § 12 bezeichnetenMaßnahmennoch
getroffen werden sollen.

§ .14.

Die Entscheidungen der Ausschüsseoder der Zentralstelle können ohne mündlicheVer-

lltmdlungerfolgen.
» , ,

. Jm Verfahren bei den Schlichtungsausschüssensoll die mündlicheVerhandlung die Regel
bllden Der Abkehrschein darf nur erteilt werden, nachdem dem Arbeitgeber von der Beschwerde
Kenntnis gegeben ist.

,

Hat der Vorsitzende von der Anberauniung einer mündlichenVerhandlung Abstand ge-
IIo«iiiiiieii,so kann der Ausschuß oder die Zentralstelle mit Zweidrittelinehrheitbeschließen,daß
mündlicheVerhandlung stattzufinden hat.

U.

Jst mündlicheVerhandlung angeordnet, so kann die Entscheidungauch beim Ausbleiben
der zur Verhandlung Geladenen ergehen.

§ 16

Die Verhandlungen vor den Feststellungs- und den Einberufungsausschüssenund vorJL
de Zentralstelle sind nicht öffentlich.

«

.
Die Verhandlungen vor den Schlichtungsausschüssensind öffentlich,sofern nicht der

Alksschußbeschließt,daß die Offentlichkeit wegen wichtiger Gründe ausgeschlossenwird. Das
,egsaint kann im Jnteresse der Landesverteidigung für einzelne Bezirke den Ausschlußder

LIhentliehkeitallgemein anordnen
.

qest t
Der Vorsitzende kann in allen Fällen einzelnen Personen den Zutritt zur Verhandlung

- aten

§ 17.,

Die Ausschiisse und die Zentralstelle sind befugt, Zeugen und Sachverständigeuneidlichzu
vernehmen
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« ,

Erscheintdie Beeidigungzur Herbeiführungeiner wahrheitsgeinäßenAussage erforderlich,
so ist das Amtsgericht um die eidliche Vernehmung zu erfuchen.

§ Is.

.

Darüber, ob ein Zeuge oder Sachvertändiger die Aussage oder das Gutachten zu ver-

weigern berechtigt ist, entscheidet in dem Verfahrenbei den Feststellungs- und Einberufungs-
ausschüssenund bei der Zentralstelle der Ausschußoder die Zentralstelle nach den Umständen des

Falles, wobei insbesondere auf nahe verwandtschaftlicheBeziehungen sowie auf ein an der zu

treffendenEntscheidung bestehendes Interesse des Zeugen oder SachverständigenRücksicht zu
nehmen ist. Für das Verfahren bei den Schlichtungsausschüssengilt die Vorschrift des § 8 der

Bekanntmachung, betreffend Bestimmungenzur Ausführung des Gesetzes über den vaterländischen
Hilfsdienst, vom 30. Januar 1917 (Re1chs-Gesetzbl.S. 85).

§ 19.

Die Ladung der Zeugen und Sachverständigengeschiehtunter Hinweis auf· die Folgen
des Ausbleibens (§ 9 der Bekanntmachung, betreffend Bestimmungen zur Ausführung des Gesetzes
über den vaterländischenHilfsdienst, vom 30. Januar 1917 — Reichs-Gesetzbl.S. 85 ——).

Die Ladung einer dem aktiven Heere oder der aktiven Marine angehörendenPerson des

Soldatenstandes erfolgt durch Ersuchen der Militärbehörde.

§ 2().

Auf die Ablehnung von Sachverständigen findet die Vorschrift des § 7 entsprechende
Anwendung.

§ 21.

Die Zeugen und Sachverständigenerhalten Gebühren nach der Gebührenordnungfür
Zeugen und Sachverständige(Reirhs-Gesetzbl.1898 S. 689 und 1914 S. 214).

§ 22.

Beteiligte können sich in jeder Lage des Verfahrens eines Beistandes und, sofern nicht
ihr persönlichesErscheinen angeordnet ist, eines mit schriftlicherVollmacht versehenen Vertreters
bedienen. Beiständeund Vertreter können durch Beschlußdes Ausschusses zurückgewiesenwerden,
wenn sie das Verfahren durch unsachliches Verhalten übermäßigerschweren.

§ 2:·3.

Das persönlicheErscheinen der Beteiligten kann angeordnet werden. Auf ihre Ladung
findet § 19 Anwendung

§ 24.

Wieweit über Verhandlungen, insbesondere über Aussagen von Beteiligten, Zeugen und

Sachverständigeneine Niederschrift aufzunehmen ist, bestimmt der Ausschuß oder die Zentralstelle

§ 25.’

Die schriftlichabzufassenden, vom Vorsitzendenzu vollziehendenEntscheidungen Aus-

schusses oder der Zentralstelle nach § 4 Abs, 2, § 6 und § 7 Abs. 4 des Gesetzes müssen enthalten:
. die Bezeichnung des Ausschusses,

die Namen des Vorsitzenden und der bei der Entscheidung mitwirkenden Mitglieder,
eine kurze Sachdarftellung und Begründung Von der Sachdarftellung und·
«ründungkann abgesehenwerden, wenn der Antragsteller oder der Beschwerdeführer
hierauf:verzichtet. »

Nicht in der mündlichenVerhandlung verkündete Entscheidungen sind dem Antragsteller
und nach dem Ermessen des Ausschusses oder der Zentralstelle auch anderen Beteiligten zuzustellen.
Entscheidungen von grundsätzlicherBedeutung sind dem Krie samt mitzuteilen

« « —

Die Entscheidungen über Beschwerden nach § 9 A «. 2 des Gesetzes werden, soweit sie
auf mündlicheVerhandlung ergehen, im Termin öffentlichverkündet. Schriftliche Abfasfungnach
Maßgabedes Abs. 1 findet nur statt, wenn sie von einem Beteiligten beantragt wird oder der

Ausschußsie für erforderlich erachtet.

Funke-—-
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§ 26. —

Beschwerden nach ti und § 7 Abs. 4 des Gesetzes sindsclsriftlichbei deui Ausschuß
Anzubringen dessen Entscheidung angefochten wird. Der Ausfchuszist, ersorderlichenfalls nach
Anstellungweiterer Ermittlungen, befugt, der Beschwerde abzuhelfen

i

27.

Die Feststellungsausschiissewerden auf·Beranlassungdes Kriegsamtsoder auf schrift-
lichenAntrag eines Beteiligten tätig. Beteiligt ist, wer an der vom Ausfchuszzu treffenden Fest-
stellung cin unmittelbares berechtigtes Interesse hat.

§ 28.

Die Beschwerde steht im Falle des § 6 Satz 1 des Gesetzes dein Antragsteller-, dem

Berufsausübenden,dem Betriebsinhaber oder der Organisationund,»wenner im öffentlichen
Interessefür erforderlich erachtet, auch dem Vorsitzenden des Ausschusses zu.

( —)q
d -i(.-

. Einberufungs- und Schlichtungsausschüssesind an die für ihren Bezirk ergangenen Ent-

lcheidungender Feststellungsausschüsseund der Zentralstelle gebunden.

§ san

Gibt ein Hilfsdienstpslichriger,ohne durcheine besondereAufforderung Einberufuugs-
ausschussesherangezogen zu fein, seineBeschäftigungunter NichtachtungentgegenstehenderVertrags-
bedingungenanf, um in den vaterländischenHilssdienfteinzutreten, so kann sein bisheriger
Arbeitgeberden Vorsitzenden des zuständigenEinberufungsausschusfesbehufs Aufrechterhaltung
des Beschäftigungsoerhaltnissesum seine Vermittlung angesen

IS :31·

, Gegen die besondere schriftlicheAufforderung»könnender Hilssdienstpflichtigeoder sein
blsherigerArbeitgeber bei dem Ausschuß,non dem die Aufforderungergangen ist,.Vorstellungerheben.

Die Aufforderung ist zuriickzunehmen,wenn die Auslösungdes bisherigenBeschäftigungs-
UFrhciltnisseseinen übermäßigenSchaden bereiten würde, sofern nicht die Bedürfnissedes Hilfs-
dienftes überwiegen Unter der gleichenVoraussetzung kann die Frist aus § 7 Abs. 3 des Gesetzes
Uerlängertwerden. Der Vorsitzende des Ausschusses ist in diesem Falle berechtigt, einen Vor-

bescheidzu erlassen. Gegen diesen Vorbescheid kann die Entscheidung des Ausschusses angerufen
werden, worauf im Vorbefcheide hinzuweisen ist.

§ :-I;-.).

» Gegen die Überweisungsteht die Beschwerde sowohl dein Hilfsdienstpflichtigenals auch
seinem letzten Arbeitgeber zu.

§ :33.

Jni Verfahren vor den Schlichtungsausschüssensind Beteiligte nur der Beschwerdefiihrer
und der Arbeitgeber. gegen den die Beschwerde sich richtet.

§ ist.

, Erachtet der Schlichtungsausschusz eine Bescheinigung nach § 9lAbf. 1 des Gesetzes
lAbkehrschein)nicht fiir erforderlich, weil die bisherige Beschäftigungdes Beschwerdeführersnicht
Unter § 2 des Gesetzes fiel, so stellt er hierübereine Bescheinigungaus (Befreiungsschein).
. Diese Bescheinigung kann auch vom Vorsitzenden des Ausschusses sofort nach Eingang
der Beschwerde ausgestellt werden. Eine Anrufung des Ausschusses findet hiergegen nicht statt.

§ J:35.

Bei zuriickgestelltenWelsrpflichtigen hat der Schlichtungsausschußauf Jerlangen der
Tllcilitärbehördeauch in den Fällen, die nicht bereits aus Grund des § 9 Abs. 2 des Gesetzes vor



denAusschußgebracht sind, festzustellen,welcheGründe zu der Auflösung des Beschäftigungsoers
haltnissesfgeführthaben.

» «
·

,

»
,

·

.· »

.

"

Iabei kann der Ausschustvorschlagen, den-.Wehrpflichtigekneinem anderen «.«Pe.triebe
zu überweisen.

" «

I
"

·

« «

s·

§ 36.

Diese Anweisung tritt 1nit dem Tage-der Verkündung in Kraft.

Berlin, den.-30. Januar .19«17..

» ki Kriegsamt
Groeuer.

Berlin, den t). Februar ,1917.

Vorstehende Bekanntiiiaehungen (Reichs-Gesetzblatt1917 Seite 85—92s)werden hiermit
im Anschluß an das unter« Nr. 285 fSeite 3124316) im Marineoerordnungsblatt«für 1916

bekanntgegebeneGesetz über den vaterländischenHilfsdienst ooin 5. Dezember 1916 zur Kenntnis
der Marine gebracht ,

Der Staatssekretär des Reichs-ElJiarine-Atnts.

Jin Auftrage.
F. Ul. 50:3(;. Erle r.

Nr. 47.

Familienunterstützungen.
Berlin, den Z. Februar 1917.

.
-

-
. 11. Februar 1888

« 9 9 a ;
(

«. .Zu ·- 11 -lbsatz- de- Gesete ooin
4. August 1914

bestimmt :

Die für die Untersuchung wegen Fahnenflucht oder für die Strafrwllstreckungzuständigen
Gerichtsherren haben die vorgeschriebeneBenachrichtigung der für den Wohnort der Einberufenen
zuständigenKommissionen (Landrat oder Magistratl durch die Illiarineteile unter Mitteilung der

Unterlage dafür an diese sofort zu veranlassen, wenn itn Abwesenheitsverfahren ein hinreichender
Verdacht der Fahnenflurht vorliegt, oder ein Urteil iibereine höhereStrafe als sechs Maximeka
fäugnig oollstrectt wird, und zwar auch dann, wenn die ausgesetztoder unterbrochen geweseueStraf-
vollstrecknngwieder aufgenommen wird. Die ooni Gerichtsherrn iin einzelnen Falle angegangenen
Marineteile sind zur schleimigen Benachriehtigung gemäß § ll Absatz 2 a. a. O. verpflichtet

Unferlassungoder Verzögerung der Venachrichtigung ziehen unter UmständenSrhadenersahansprüche
Ilncj sich.

" » «

, betreffendFamilienunterstützungen,wird

. Der Staatssekretär des T)ieichs-Marine-Amts.

Jn Vertretung
As III- IWU Heblsiinghanså

48.:

, -l1rl"aubserteislung—·an Offiziszere

Berlin, den Z. Februar 19·17.

-Seine Majestät der lKaiser nnd König haben zu genehniigen geruht, daß·zur Verminderung
Schreibwerks und zur Vereinsachuna der Gesuchslisten die Jmmediatbefehlshaber der Manne
Urlaub zur Wiedekrherstellungder Gesundheit bis- zusesrhs statt bis zuauderthalbbzw
drei Monaten erteilen dürfen, wenns der? Urlaub non solchen Ofsizieren im Korvettenkapitiinsrang,
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die»sichnicht in Stellungen init der UrlaubsbefugiiisgseiiiäjzOrganisatorische Bestimmungen die-
KaiserlicheMariae-, Anlage 29 § 4,4 bzw. in einer Regiiiientskoniniandeurstellungbefiiideii,«oder
von Offiziereniin Kapitänleutnants-,Oberleutnantszuiid Leutnantsrang nachgesuchtwird.

«

An den fiir das Sanitätsoffizierkorps erlassenen Sonderbestimniungen wird hierdurch
nichts- geäiidert.

» « · ·

Der Staatsfekretär des Elieichs-Marnie-Aints. L

Jii Vertretung
A. lb. 13387. Helibiiighiiiis.

Nr. 49.

Ausnutzung der Eisenbahnwageii.

Berlin, den 31. Januar I1917.

Die Verfügung ooiii 25. Februar 1916
«——-cl-;1L2588 — -

(Yiarineverordnu«ngsblattSeite 40)
wird in Erinnerung gebracht Bei der sinapiiheitder Wageii»sind·sienicht nur bis zum Lade-

gfewichhsondern soweit die Beschaffenheit der- Giites es zulaszt, bis zur angeschriebenen Trag-
mhigkeit zu belasten.

Der Staatssekretär des Tlieichs-Marine-Aiiits.

Jn Vertretung

Cl-·1I»1454« Dis. Zihrainin

Nr. 50.

Portofreiheit für Feldpostbriefe nach Bulgarien.

Berlin, den 8. Februar 1917.

Jn Zukunft werden alle nicht oder nicht ausreicheud freigeinachtenFeldpostbriefe bis zuiii Gewicht
von 50 g-, die von den in Deutschland sich aufhaltendenoder deutschen Truppen zugeteilten
bulgarischen Heeresk und Marineaiigeliörigen»k auch von den nach Deutschland be-
urlaubten oder in deutschen Bädern usw· zur Kur befindlichenbulgarischenMilitärpersonen—-
nach Bulgarien ausgeliefert werden, sowie die gleichartigenFeldpostbriefe der deutschen Heeres-
odexs Maxinequgehörigen an ihre in BulgarienansässigenFamilienmitgliederportofrei nach
Biilgarien weitergeleitet Dies ist den dbiiirineangehörigenbetaiintzugeben.

Der Staatssekretiir des Reichs-Marine-Aints.

Jn Vertretung
Cl-. l1. 1(.)28-. Di-. Schrainni.

Nr. öl.

Bezeichnungder«neuen Besoldungsartem
Berlin, den 9. Februar llxllT

In allen Gebührnisangelegenheiten.(»"l"1berweisungslisten,Gehaltsbiichern, Besoldungsrapporten u. dgl)
Ut künftig bei solchen Offizieren usw« bei denen nach der AllerhöchstenOrdre voin 18 Januar
I·917(Marineverordnungsblatt Seite 21 Nr. 26) zwei Arten von Besolduiig in Frage kommen
können,die maßgebendeBesoldungsart in Klammern anzugeben. Empfänger der höherenfins-
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herigen)Gebührnisse sind mit (Ij), Empfänger der niedrigeren (neuen) Gebührnisiemit (·ll«) zu
bezeichnen-

»-

L er Staatssckretär des Reichs-Marine-Amts.

an Vertretung
cl-. lll.2161. Dr. Schramm.

Nr. 52.

Feldpostadressen.

Berlin, den 16. Januar 1917.

Am 15. Februar 1917 treten folgendeBestimmungen über die Adressierung von Feld-
postsendungen jeder Art in Kraft:

l. 1. Jn den Aufschriften sind verboten alleAngaben iibertKriegsschauplätze,;3ugel)örigkeir
zu Armeen, Armeegruppenoder Armeeabteilungen,·Armeekorps,Divisionen und Brigaden;
die Angabe eineks höheren Stabes darf nur bei den Adressen von Angehörigendieser
Stabe erfolgen (1. unter 3e.).

Ic- Die Felduostadressen diirfen nur die Bezeichnungdes Trmipenteils bis zum k)iegiment
aufwärts enthalten, also entweder:

·

a) Regiment,Bataillon tAbteilung),Kompagnie(Batterie, Eskadronsoder
b ) selbständigesBataillon (Abteiltulg) und Kompagnie (Batter1e, Eskadrons oder

(-) die dienstliche Bezeichnung besonderer Formationen (höhere Stäbc, Kolonnen, Fliegen
»

- .

Junker usw.).

a) Bei Truppenteilen, die einem Regimentsverband angehören, darf auszer
der Angabe von Regiment, Bataillon (Abteiluug), Kompagnie (Batterie, Eskadrom
nichts hinzugesetzt werden taueh nicht die Feldpost-Nummer).
Bei Truppenteilen, die keinem fliegimentsverband angehören (selbständige
Bataillone, höhereStäbe I-Q«lusiiahitre11s. unter Bess,Kolonneih Fliegen Junker uin
ist als Feldpostadresse die dienstliche Bezeichnung der betreffenden Formation er-

forderlich, jedoch mit dem Zusatz: ,,Deutsche Feldpost Nr. . . . die Nummer
der zuständigenFeldpostanstalt ist von dieser zu erfragen.

e) Bei Angehörigender Stäbe Von Armeekorps (Generalkommandos) sowie von Divisionen
und Brigaden muß die Feldpostnummer in der Adresse fortbleiben

I)«v

4. Alle Feldpostämterund Feldpostetjpeditionen werden für die Folge mit ,,Deutsche Feldpoit«
und einer Nummer bezeichnet

.-). Die Feldpostadressen haben hiernach zum Beispiel zu lauten:

a) ohne Angabe einer Feldpostnunnner (ss.unter Las, da im Regimentsverlmnd:

An

Unteroffizier Friedrich Yiiiller

Jufanterie-Regiment 91

1. Bataillou
II. Kompagnie
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m mit Angabe einer Feldpostnummer (s. unter 2b), da nicht im Regimentsverband:

Au

Jäger August Meyer

J-äger-Bataillou 3
2. Kompagnie

Deutsche Feldpost Nr. 163.

e) mit Angabe einer Feldpostnummer (s. unter Zw, da besondere Formation und nicht
im Regimentsverband:

A n

Trainsoldat Otto Schutz

Reserve-Fuhrpark-Kolonnc Nr. 190

Deutsche Feldpost Nr. 18().

II. Die Bekanntgabe der neuen Feldpostadressen nach der Heimat erfolgt durch die

Truppenangehörigen

Hierzu haben alle Formationendes Feld- und Besatzungsheeres von der nächstenPost-
anstalt Postkarten anzufordern, die mit dem Ausdruck oder der deutlichen Niederschriftder·
neuen Adressen zu versehen und so rechtzeitig den Angehörigenzuzusendensind, daß diese bis
zum 15. Februar 1917 im Besitz der neuen Adresse sind. Die Angabe der Formation muß
einfach, klar, der dienstlichenBezeichnungentsprechendund ohne entstellendeAbkiirzungensein.
Die zuständigeFeldpostanstalt ist bei Feststellung der Adresse zu beteiligen. Die Aufnahme
eines Hinweises ist notwendig, daß die neue Feldpostadresseerst am l. Februar 1917 in

Kraft tritt. Die Truppenteile überwachendie Ausführung vorstehender Bestimmungen und
die rechtzeitigeAuslieferung der Karten

Außerdem wird auf folgendes hingewiesen:
1. Bei Änderungder Adressen müssendie Angehörigenjedesmal erneut oerstiindigtwerden.

2. Die Truppenteile haben ihren Übertrittineinenanderen Verband der bisherigen und
der neuen Feldpostanftalt sofortschriftlich (n1cht telegraphisch) mitzuteilen

o. Stein.

Berlin, den 10. Februar 1917.

Vorstehende Bestimmungen werden zur gleichmäßigenBeachtung zur Kenntnis der
Marine gebracht.

Postsendungen dienstlicher Natur an die deutschen Marinekommandos auf dem Balkan

Undin Rumänien sind entweder durch Vermittelung des Marinepostbureaus Berlin O 2 oder durch
die Feldpost zu befördern. Jn letzterem Falle ist in der Adresse die betreffende Feldpoststation
aUzugeben (siehe FeldposterlaßNr. 5320).



, Eine Frankierung derartigerSendungen That nicht stattzufinden Jn der Adresfierung
der Feldpottsendungen an Eljiarlneangehörigeauf ,,Schiffen«tritt keine Änderung ein.

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jn Vertretung
cV. H. 1461. l)r, Schranun.

Nr. 53.

Sammlung von Erinnerungsstücken.

Berlin, den 10. Februar 1917.

Alle in dem Bereich der Kaiserlichen Marine als Kriegserinnemngsstückein Frage kommenden

Gegenständesind, soweit dies noch nicht geschehen, sorgfältigzu sammeln und aufzubewahren,
sowie während der Dauer des Krieges laufend zu ergänzen. Jnsbesondere kommen hierfiir in

Frage Gegenständevon im Gefecht gewesenen Schiffen, die währenddesselben beschädigtsind und

Überbleibselvon in Verlust geratenen Schiffen usw.

'

Als Sammelstellenwerden dieselben Behörden bestimmt,-denen mit Verfügung oom
W. Oktober 1916 sMarineverordnungsblatt 1916 Nr. 234 Szeite2«"2,s«273)das Sammeln der

Fund- und Beutestückeübertragen ist. Die Erinnerungsstiicke sind buchniäszignachzuweisen

Der Staatssekretär des Reirl)s-Ellkarine-Amts.

Jn Vertretung
X. Sti. YOU-Ed.

Nr. 54.

Offiziergehälter.

Berlin, den 31. Januar 1917.

I. Es beziehen die Gebührnisseihres Dienstgrades:
(A. O. v. 24. L 1f)1(3, 13. T. 191(i, 16. 9. 1916, 1d3. l. 1917, 27. 1. 15)17,).

0’ »p,
’

Tienftgrad Name desdgtiklkssänsBemerkungen

1 Fiapitiin zur See SoffnerH l
H) ÜberdenFriedens-

2
·

- ijsing 1 9 1-
etat des Kapitels 51.

T-; Fregattenkapitän o. Hippel (Witvecno

l
« — - «

Je Netget tfoan August)
5 Rot-nettes«kapitän Gautier 1. 1. l-

6 - Peucer l".7" Schneider nearl-
«1 » 1.-

R Meusel (Eknsti
l

· -· «

"9 - Liihmann



L- -

.
ei u kt

Dienstgmd Name stZETårxckensBettlerkungen

10 Kapitänleutnant . —
.

1s Klasse- Stabbckt — 1- 1ck «D»1e»Einweisung der

1. - Zimmermann Wobei-n ] Xiapttanxeutnantsl. und

2 Veer (Robcrt)» U- Klasse erfolgt ledig-
13 Pf ützenr entcr älleZurtWirketerführung
U- - FIausfer U; VU W L Und hat

«

»
« «

«

-) 17 auf den Gehaltsbezng10 Kapitanlentnant »

. —.

warnend des Kriech
H. Klasse v. Arnnn (.Bcrud«p keinen Einfluß.

·

Hi - Schulte andolil

17 - Liickhoff
18 - Carl-Z
19 Kapjtänleutnant llIL Klasse Paech 1 17
ZU - Delius l

' '

21 - ankow

22 - Mars chall l28 - Schlllz (Gerhard) 9 17
24 - Amberger (Gustam l

«-

25 - Wolf f (Eberhard) ,

26 Major V. Kalinozvski P 1 17
27 Hauptmann Thoennissen

- -·

28 — Marine Oberchef-
,

ingenienr K lI m pt
29 Elliarine-Chef- »

. ingenieur Alt e n f el d

330 Mari11e-Oberstabs- 9 17
ingenienr Seh ultz that-o

· -- -

331 Marine-Stabs-
. ingenieur D r e y ko r n

32·; MarinesOberJ «

ingenienr Thienemann

ll. Der durch AllerhöchsteKabi11ettI-Ordre vom 13. Januar 1917 im aktiven See-

offiziertorps mit einein Patent seines Dienstgrades vom 19. September 1911t unmittelbar hinter
dem Oberleutnant zur See Brodtreiß wieder angestellteOberleutnant zur See Hoffmann Manna

erhält ein Besoldungsdienstalter vom 1. April 1909.

Ul. Die durch AllerhöehfteKabinetts-Ordre vom 18. Januar 1917 unter Vorbehalt der

Patenrierung zum Dienstgrad befördertenLeutnants zur See des Jahrgangs 1914 Engel-beri-
Falkenrvth Brandt (Rikoukd), Becker itAugust), Jacob, Kiderlen, Kuntze (E·oekhakd), May-
dOM (Dict1"sch)- Pollack- PUB- Schimpf, Schöncrmark, Szyskowitz, Kort1nann, Hoff-
mann- (Fritz), .älJ,k.ee11dse1x-Bol)lkett,Raben, Vonberg, Westerkatnp, Zoepffel und Sander
Und die Leutnants der Marineinfanterie Martin, Schütze, Bödecker und Grösche beziehen
das Gehalt der niedrigsten Stufe ihres Diens"tgrades«110m1. Januar1917 ’alj."«·«

Die Festsetzung des Besoldungsdienstalterserfolgt später.
Der Staatssekretär des-·Reichs-Marine-Amts.

Jm Auftrage.

.-x.I(-.1:-30H. Hollweg.
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Nr. 55.

Torpederoffiziergehälter.

Berlin, den L. Februar 1917.

Es beziehen die Gebührnisseihres Dienstgradek3:

(A. K. O. v. Is. 1. 1917.)

Liv, -

.. » Zeitpunkt des
·,.

.

Nr· Dienstgrad Name
Einrückens

Otanon

1 Torpeder-Kapitän- Scljulz I ()

leutnant 1. 1. 17
2 - Schmidt i U

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amtsj.

Jm Auftrage.
13.V;1.. 237. S chuur.

Nr. 56.

Gewährleistung von Anwartschaften im Sinne der §§ 11 und 9 des Versicherungs-
gesetzes für Angestellte.

Auf Grund des § ll in Verbindung mit § 9 des Versicherungsgesetze-Jfür Angestellte wird

hierdurch bestimmt:
.

Bei denjenigen ehemaligen Militärpersonen der Unterklassen, welche Anspruch auf Ver-

sorgungsgebührnisseaus Fonds der im Reichshaushaltsetat ausgeführtenHeeresverwaltungen haben
und welchen lediglich nach §12 Absatz 2 Nr. 2 des Militär-Hinterbliebenengesetzesvom 17, Mai
1907 (Reichs-GesetzblattS. 214) die Anwartschaft auf Hinterbliebenensürsorgezusteht, ist die

Anwartschaftauf Hinterbliebenenfürsorgeim Sinne des § 9 Absatz 1 des Versicherungsgesetze-s-
Tur Angestellte nicht, als gewährleistetanzusehen

Berlin, den 13. Januar 1917.

Der Reichskanzler

Jm Auftrage·
II. 77()9. Caspar

Berlin, den 7. Februar 1917 .

Vorstehender Erlaß wird zur Kenntnis der Mariae gebracht.

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Jm Auftrage.
B. V11b. 1692. Harms.
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Nr. 57.

Vorsitzender und Vertreter in den Schlichtungsausschüssen.

Berlin, den 1.0. Februar l9l7.

GemäßSt-) 2.:)1bs. des Gesetzes für den miterländjsclzeirFoilssdienst sind für die industriellen
Betriebe der EUiarineverwaltung im Bereichder Nordseestattonund der Ostseestation (außer Werft
Danzig und deren Geschäftsbereich)zwei Ansschüssegebildet worden, zu deren Vorsitzenden und

ständigenMitgliedern nachstehendePersonen ernannt worden sind:

Für den Bereich der Nordseestation mit Sit- Wilhelmshavem

Vorsitzenden Kontreadmiral z. D. Westuhal
Stelluertreterz Knpitän zur See z. Koch (Riktmrd).
.1. ständiger Vertreter der Arbeitgesoeu Marme-Oberbaurat Pres;e.
Stellvertreter: leiarine-OberbauratEickeiirodt. «

-

L. ständiger Vertreter der Arbeitgeber: dgllsszhlliarine-JntendantnrratLuther.
Stellvertreter-: klIiarine-Jtiteiidantiir-Assessorkliinkchtl
l; ständiger Vertreter« der Arbeitnehmer: Schlosser R. Heisa
Stellvertreter: Schlosse-rRspNieteIu »

» «
« . .

2. ständiger Vertreters der Arbeitnehnieu spezchlossersVornrbetterFr. Kluft-.
Stellvertreter: SchlossersVorarlieiter Joh. Welscheid

Für den Bereich der Ostsccstntion tauszcr Danzig) mit Sitz Kiel:

Vorsitzenden .tk«ontreadmiral«z.D Westplsal
Stelloertreter: KorvettenkapttänHasze · · . -

1. ständiger Vertreter der Arbeitgeber: illiartneVaurat Wiesinger.
Stellvertreter: Marine-Baurat G·erlacl). » «

2. ständiger Vertreter der Arbeitgeber: Hilfs-MaruIe-Jntendantur-Assessor
Dr. Stadium-.

Stellvertreter: Marine-Jntendanturrat Judenfeind-Hüls3e.
'

1. ständiger Vertreter der Arbeitnehmer: SchiffszimmermannsKarl Vindemann
«

(7410).
Stellvertreter-: Former-Vorarbeiter Karl Specker (14868s).

’
'

:3. ständiger Vertreter der Arbeitnehmer: Heinr. Meyer (11409"s.
Stellvertreter: Maschinemtrbeiter Kurt Grün (15019).

«

Der Stantssekretärdes Reichs-Marine-Amts.

Jm Auftrage.

VIIl). 5k872. Harnis.

Nr. 58.

Friedensbesoldungsvorsrhrift.
Berlin, den 30. Januar 1917.

1. Anlage 4 lfd. Nr. 120 (S. 219) einschließlichBemerkung hierzu erhält in den

Spalten 2 und 4 folgenden Wortlaut:

e) Die zur Unterstützungder Detailoffiziere bei Bemerkung zu 12c.
der Verwaltungdes Bootsmanns-, »Steuer- Auf Schifer ohne Torpedo-
manns-, Zimmermanns-, Torpedo- (ctnschließ- detail ist die Zulage für die Ver-
lich Sprengdienftausrüstungund Minenräum-

gerät),Minen- und Artillerieinventars komman-
dierten Personen (vgl. V. f. S. § 5), sowie
die mit der Verwaltung des Vermessungsdetails
auf den Vermefsungsschissenim Auslande be-;

auftragten Deckossiziere,

waltung der Sprengdienstaus-
rüstungund des Minenräumgeräts
nur dann zahlbar, wenn vom

Kommandanten die Bildun einer

eigenen Detailverwaltung iersür
mit einer besonderen Person als

Detaildeckoffizierangeordnet wird.
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Jn B. Nr. 12 (Seite 331) sind unter Zifferl nnd 5 die Oinweise ,,vgl. Bemer-

kung zu Ziffer 120 Anlage 4 F.B. V.« zu streichen.
Deckblätterausgabebleibt vorbehalten.

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts·

.

Jm Auftrage.
set-sur1—x,1933,s1(3. Seeber,

Nr.
Verlorenesv Soldbuch.

Berlin, den 6. Februar 1917.

Soldbuch des Hauptmanns Tödten der I). Jonipagnie Landsturm-Jnsanterie-Ersatz-Ba-
Iaillons lV Hamburg ist verloren gegangen und für nichtig erklärt worden (§ 47, Kriegs-Geld-
verpflegungsvorschrift).

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Amts.

Im Auftrage.
CI lll.182."). Reuter,

Nr. 60.

Dienstalterszulage der Beamtenstellvertreter.
Berlin, den 155. Februar 1917.

Auf Grund der Ziffer Xl der AllerhöchstenOrdre uom 18. Januar 1917 tMarineverordnungs-
blatt Seite 21 Nr. 26) bestimme ich:

Die Dienstalterszulage der seit l. Januar 1917 neuernannten Beamtenstellvertreter
aus« dem Friedensstande ruht sür die Dauer des Bezugs der Beamtenstellvertreterlöhnung.

Von einem Ausgleich für die rückliegendeZeit ist abzusehen

·

Der Staatssekretär des Reicle-Marine-Amts.
cl-’. lll·2:1:-IU. v. Capelle.

Nr. 61.

Disziplinarstrafgewalt gegenüber österreichisch-ungarischenHeeres-
und Marineangehörigen.

T "e iiistsrin I. sl’er"or un s- und Eritis-De1nrte1nent. -

»
.- -ZU g ml H IszrIzu-itIII-IF

V 7 ·’ ; Berlin, den Zi. Januar 191«.

Das k.k»u.k. Kriegsministerium hat durch Erlaß Abt. ö, Nr. 21.688, vom 19. Dezember 1916
dem Bevollmächtigtendes k. u, k. Kriegsministeriums beim KöniglichPreußischenKriegsministerium

das Disziplinarstrafrecht eines Trnppenkommandanten übertragen gegenüber allen Personen der
k. u. k. bewaffneten Macht und der Gendarmerie --—— ausgenommen jene der k. u. k. Kriegs-
marine —-, die im Deutschen Reiche- kommandiert sind und die nicht unter Kommando eines

Qfsiziers stehen, der selbst über die ihm unterstehenden österreichisch-ungarifchenMilitärpersonen
ein Strasfrechtausübt. -

«

«

Über alle Personen der k. u. k. Kriegsmarine, die sich im gleichen Verhältnisse im

zDeutscheaneiche befinden, übt der k. u. k. Marine-Attache in Berlin (Fregatten-KapitänGraf
Collo,redo-»Mannsfeld, österreichisch-ungarischeBotschaft) das Strafrecht eines Truppen-
lominandanten aus«

.

Die«-östexreichisch-ungarischenArmeeaugehörigen,die in deutschen Lazaretten und Kur-

orten untergebracht sind, sowie Mannschaften, die keinem Kommando angehören nnd sich als



57

Einzelkeisendc auf der Durchreise oder zum vorübergehendenAufenthalt (Beurlaubte) im
DeutschenReiche befinden, unterstehen in disziplinarer Hinsicht den deutschenMilitärbefehlshabern
Vgl» die Erlasse Vom 26. April 1915 (A.V.Bl. S. 186J187i und vom 29. Juli 1916

iA.V. Bl. S. 300X301) ———. «- . . - .

Dienstlich im Deutschen Reiche komniandiertePersonenunterstehendem Bevollmächtigten
des k. n. k. Kriegsministeriumsbeim KöniglichPrekkßlschenKklegsmmisterium Oder dem k- U- k--

Mariae-Attachks·Die militiirischen Dienststellen, die oon strafbaren Handlungen österreichisch-
UUgnrischerHeeres- oder MarineangehörigerKenntnis erhalten,haben die strafbare Handlung zur
»usübungdes Strafrechts unmittelbar dem Bevollmächtigtendes k.·u.k. Kriegsministeriumsbeim
KöniglichPreußischenKriegsministeriumoder dein k. «u. k. Marnie-Attache bekanntzugebem
»

Die beiden oorgenannten Ofsiziere werden die Strafe nach den für die österreichisch-unga-
FischeWehxmacht geltenden Bestimmungen ·oerhängenund»die betrefsenden Dienststellen um Voll-

stteckungeksuchen. Von der Vollstreckungist ihnen Mitteilung zu machen.

Frist-. v. Lang erman n.

w
-f
»-

7

Berlin, den 13. Februar 1917

s

·

Vorstelsende Bekanntnnictsnng wird zur Kenntnis der Marine gebracht.
,

Der Staatssekretär des Reichs-Marine-Anits.

Jn Vertretung
A. lb.169(). Hebbinghaiis.

Personal-veränderungen.
a. Ernennungen, Beförderungen, Ermunt-

Vekfetzungen Ust (Staatss. d. M. A. v. 25. 1. 1917.)
»

·
Evcrs Diplonpoingenieny zum MarinesBauführerVeforderts

,

des Fchiffbaufaeheå
«

» (A-’Fk-O;V· 30j
1-
·191««)» «

("Stkmtss. d· R· M. A. v.30.1.1917.)
Zum Ubekzaihnlågeslkileksspedo-Ob«-Lief-, Bureaunngeftellter, zum Werftbuchführer.

Towedo-Jmenjem. FStautspjd. R. M. A. v· 81. 1. 1917.)

you Essen. Szameitat,f»rWerftsteiiermanmzum Werstschiffs-
u )rer.

Ema-Mk-
—

(Staatss. d. R. M. A. v. 1. 2. 1917·)
(Allekk)- BestallUJIAV- ZU- 1-.191U Pcilcckc, Bureanangestellter, zum Werftbuchsül)rcr·

Stamm, staatlich geprüsterBaumeisterdes Schiff-
·

baufaches, zum Marine-Schiffbaumeister. Titelverleihungem

(Alle1’h.Bestallungen v. 9. 2. 1917.) (Staakss· d· R» M· A· U· 26« 1l 1917.)
Schreiber-, Marine-Jntendantnrriit, char.Wirklicher FHinz,Jrling, Hilbrnnncr )

Marine - Garnisoiiver-
Admiralitätsrcit, zum Wirklichen Ad- unze, Hoffert waltungs-Jnspektoren,
miralitiitsrat und vortragenden Rat im den Titel »Marine - Garnisonvertval-
R. M. A. tungs-Oberinspektor«,

Wunsch Marine-Kriegsgerichtsmt, zum Mai-ine- Ktüacn Peters, MariIIFBekleiduogsatttts-Jnspek-
Oberkriegsgerichtsmt. toren, den Titel ,,Marine-Bekleidungs-

rimts-Oberinspektor« erhalten.
Charakterverleihungem Versetzt «

«Allerh· Patente V« 9« 2« Hm iStaatssc d R.M.A.v.26.1.1917.)
Eickenrodt Marine-Oberbaurnt, Maschinenbau- « .

·

,
.

9
·-

,»

fBetriebsdirektora. D., den Charakter
Mth
GaåtågklgkakxäsrgotslgLZJIUZJUYLVTTJals Geheimer Marine-Baurat.

R M A
. .

.

«

. . . . · enthoben und znr Manne-
Schluctcr,Marine-Bauinspektor

a.D.,lChcitvrecilikterzutendantur Kiel versetztSchulthes Marine-Maschinenbaii- »

Arnald nieister a. D., als Marine- wtaatsi d. R. M. A. v. 11. 2. 1917.)

Berglsosf, Marine-Schiffbaunieister lBaurater- Dr. Braun, MarinesGetverberat, mit dem 7. Fe-
a. u» halten. bruar 1917 von Kiel nach Berlin.
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b. Abichiedsbewilligungen.

(A. K. O. v. 4. 2. 1917.»)

Jn Genehmigung feines Abschiede--
gefuchs mit der gesetzlichen penston zur

Disposition gestellt-

Der Vizeadmiral
Mischce von der Marinestation der Ostsee-

Mit der gesetzlichen pension in den

Ruheftand versetzt-

(Staatss. d. R. M. A. v.25.1.1917.)

Reckling, Marine-Jntendantursekretär.

(Staatss. d. R. M. A. v· 26. l. 1917.)

Knoop, Marine-Werkführer·

c. Ordensverleihungem
(A. K. O. v. 26. 1. 1917.)

Den Roten Adlerorden 2. Klasse mit

Eichenlanb:
Westphal, Kontreadmiral z. D

(A. K. O. v. 27. l· 1917.)
Die Schwerter zum Nitterkreuz des König-

lichen Hans-Ordens von Hohenzollerm
v. Viilow (Fricdrich), Kapitän zur- See, Flügeladj.

Sr. Majestät d. Kaisers u. Königs-

(A. K. O. v. 4. 2. 1917.)
Die Schwerte-: zum Roten Adlerorden 2.Klasse
mit Eichenlaub und den Stern mtt Schwertern
zum Roten Adlerorden 2. Klasse mit Eichen-

laub und Schwertern:
Mischtc, Vizeadmiral z. D.

Uachruf.
Ilm 9. Februar 19l7 verschied zu Berlin im hohen Alter von 88 Jahren

Seine Exzellenz der Vizeadmiral a. D., Ritter hoher Orden

Otto Lwonius
zuletzt DepartementssDirektor in der früheren Admiralität

Die Kaiserliche Ziiarine verliert in dem Heimgegangenen ihren ältesten

Seeoffizier, der bis zuletzt der Entwickelung der Kriegssiotte und ihrer Mitwirkung
im jetzigen Kriege mit größtem Interesse gefolgt ist.

Seine vornehme Gesinnung und hervorragenden Charaktereigenschaften
sichern dem Verstorbenen ein treue-'s Gedenken.

Berlin, den 9. Februar l9l?.

Der Staatssekretär des Reichs-Ziiarines2lmt5.

v. Capelle

Benachrichtlgungen
über

Verschiedenes.
Dominika nnd Baum-im

Der Präsident der Dominikanischen Republik, Herr Francisco Henriquez y Carvajal,
und der Präsident der Republik Panama, Herr Don Ramon M. Waldes, find von Seiner
Majestät dem Kaiser Und König als im Besitz der Regierungsgewalt befindlich anerkannt worden

-

—i G
-——.,.

Todesfälle

Profs Dr. Großmanu, Abteilungovorftaud bei der Deutschen Seetvarte, am Februar 1917 in

Hamburg gestorben


